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Am 30. März verlieh das ungarische Parlament Viktor Orbán auf unbestimmte Zeit die
Regierungsgewalt per Dekret. Der Vorwand für diese Machtübertragung war die Coronavirus-
Pandemie, aber die von der regierenden Fidesz-Partei (Fidesz-MPSZ; Ungarischer
BürgerInnenbund), die im Parlament über eine komfortable Zweidrittelmehrheit verfügt,
eingebrachte Gesetzgebung beinhaltet eine ganze Reihe von Maßnahmen im Zusammenhang mit der
reaktionären Gesellschaftspolitik der Regierung in Bezug auf Frauen und LGBTIAQ-Menschen.

Eine der Maßnahmen ist der Vorschlag, „Geschlecht“ auf allen Rechtsdokumenten durch
„Geburtsgeschlecht“ zu ersetzen – und damit das Recht von Transmenschen, ihr Geschlecht auf
offiziellen Dokumenten zu ändern, zu beseitigen. Transpersonen, die bereits den komplizierten und
bürokratischen Prozess der rechtlichen Geschlechtsänderung durchlaufen haben, werden
gezwungen, sich bei der Erneuerung offizieller Dokumente unter ihrem Geburtsgeschlecht
registrieren zu lassen. In dem Memorandum zur Erläuterung des Gesetzentwurfs heißt es: „Eine
vollständige Änderung des biologischen Geschlechts ist unmöglich“, und der Gesetzentwurf selbst
besagt, dass Geschlecht als „biologisches Geschlecht auf der Grundlage primärer
Geschlechtsmerkmale und Chromosomen“ definiert werden sollte.

Transunterdrückung

Der Gesetzesentwurf reduziert Geschlecht auf die Biologie, indem er leugnet, dass das Geschlecht
einer Person im Widerspruch zu ihrem individuellen Bewusstsein ihres Geschlechts, d. h. ihrer
Geschlechtsidentität, stehen kann. Gleichzeitig macht die Gesetzesvorlage die Öffentlichkeit auf die
„Gefahren“ aufmerksam, die es mit sich bringt, Transpersonen zu gestatten, ein freies Leben in
ihrem gewählten Geschlecht zu führen. Es ist kein Zufall, dass diese reaktionäre Haltung von einer
Regierung vertreten wird, deren nationalistischer Konservatismus und arbeiterInnenfeindliche
Kreuzzüge ein internationales Beispiel für die extreme Rechte gesetzt haben.

Transunterdrückung hängt unmittelbar mit der bürgerlichen Familie und ihrer Rolle in der
kapitalistischen Produktionsweise zusammen. Innerhalb der ArbeiterInnenfamilie arbeiten die
Frauen unbezahlt, um die nächste Generation von ArbeiterInnen zu reproduzieren, während die
bürgerliche Familie für die patrilineare Weitergabe von Eigentum sorgt. Um die Aufrechterhaltung
der Kernfamilie als soziale Institution zu garantieren, stützt sich der Kapitalismus auf stereotype
heteronormative Geschlechterrollen und Geschlechtsidentitäten, die durch jede bedeutende
gesellschaftliche Institution verstärkt werden.

Die Gesetzgebungsagenda der ungarischen Regierung zeigt, dass Transphobie und
Frauenfeindlichkeit untrennbar miteinander verbunden sind. Viktor Orbán hat zahlreiche finanzielle
Maßnahmen angekündigt, um Frauen zu ermutigen, mehrere Kinder zu bekommen, wodurch die
Kernfamilie in der ungarischen Gesellschaft gestärkt würde. Im vergangenen Jahr weigerte sich die
Regierung Viktor Orbán, eine EU-Resolution zur Gewalt gegen Frauen zu ratifizieren, weil diese
Geschlecht als soziales Konstrukt definierte. Im Jahr 2018 verbot seine Regierung das Studium der
Geschlechterforschung, weil es „eine Ideologie und keine Wissenschaft“ sei.

Die ungarische Regierung zog sich auch aus dem Eurovision Song Contest zurück, während eine
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regierungsfreundliche Medienkampagne den Wettbewerb als „zu schwul“ und als eine
„Homosexuellen-Flottille“ angriff, die die psychische Gesundheit der Nation beeinträchtigen würde.
Viktor Orbán hat die ungarische LGBTIAQ-Gemeinde auch davor gewarnt, sich „provokativ“ zu
verhalten oder das Recht auf gleichgeschlechtliche Ehe zu fordern. Im Jahr 2017 war Viktor Orbán
Gastgeber und Redner auf einer Konferenz der berüchtigten Anti-LGBTIAQ-Gruppe „International
Organisation of the Family“.

„Self-ID“: Anerkennung der selbst gewählten Geschlechtsidentität

Das Recht auf Anerkennung der Geschlechtsidentität („Self-ID“) steht im Kampf für die
Transbefreiung an vorderster Stelle, wobei nur wenige Länder – Irland, Portugal – die ungehinderte
freie Wahl des Geschlechts auf allen Rechtsdokumenten zulassen. Ungarn war das vorletzte Land in
der EU, das eine gesetzliche Grundlage für die Anerkennung der Geschlechtszugehörigkeit
kodifiziert hat, wobei die Anforderungen erst 2017 geklärt wurden. Wie in Großbritannien setzt die
Anerkennung der Geschlechtsidentität auch hier eine psychiatrische Diagnose voraus.

In Großbritannien können einige Dokumente auf Anfrage geändert werden, aber dies ändert nicht
das juristische Geschlecht der Person, das an ihre Geburtsurkunde gebunden ist. Die Änderung
einer Geburtsurkunde setzt voraus, dass sich die Person einem zermürbenden zweijährigen Prozess
unterziehen muss, um ein medizinisches Gremium zu überzeugen. In diesem Prozess wird die
Transidentität medizinisch behandelt, was die Diagnose einer „Geschlechtsdysphorie“ erfordert,
bevor ein Zertifikat zur Anerkennung der Geschlechtszugehörigkeit erteilt wird. Dieses Vorgehen
zwingt Transpersonen auch dazu, sich sexistischen und reaktionären Verhaltens- und
Kleidungsstereotypen anzupassen, um zu „beweisen“, dass sie als das Geschlecht leben, zu dem sie
sich zugehörig fühlen.

Transpersonen sind eine der am stärksten unterdrückten Gruppen in der Gesellschaft. Bei der Job-
und Wohnungssuche sind sie mit erheblichen Hürden konfrontiert und leiden unter Belästigung und
Gewalt in ihren Familien, am Arbeitsplatz und auf der Straße.

Das Argument der Viktor Orbán-Regierung, dass die Geschlechtsidentität nicht „real“ sei und dass
nur die Biologie darüber entscheidet, ob jemand ein Mann oder eine Frau ist, basiert auf der Idee,
dass Geschlechterstereotypen natürlich sind. Es gibt auf der linken Seite diejenigen, die ebenfalls
die Rechte von Transpersonen verneinen, indem sie zustimmen, dass die Biologie der einzige
Bestimmungsfaktor für Männlichkeit oder Weiblichkeit ist, aber argumentieren, dass das soziale
Geschlecht einfach eine Reihe von Stereotypen ist, die ein falsches Bewusstsein schaffen, das das
Individuum und die Gesellschaft ablehnen müssen. Es stimmt zwar, dass das soziale Geschlecht ein
Konstrukt ist, aber zu leugnen, dass dieses eine mächtige Kraft ist, die von klein auf eine
geschlechtliche Identität und Sexualität prägt, die mit dem biologischen Geschlecht des Individuums
übereinstimmen kann oder auch nicht, bedeutet, die Realität abzulehnen. Die Argumente dieser
Linken gegen die Existenz einer geschlechtlichen Identität stimmen mit denen überein, die gegen
die Existenz von Homosexualität sprechen, und bezeichnen sie sehr oft als willkürliche Wahl oder
psychische Störung. Diejenigen SozialistInnen, die gegen das Recht auf Selbstbestimmung der
Geschlechtsidentität sind, sollten die Entwicklungen in Ungarn aufmerksam verfolgen, wo eine
ideologische Opposition gegen Transrechte angefacht und von einer rechtspopulistischen Regierung
benutzt wird, um ihre Agenda voranzubringen.

In Großbritannien wurde seinerzeit erwartet, dass die Reform des Gender Recognition Act das Recht
auf Selbstbestimmung der Geschlechtsidentität einführen würde. Nach großem Widerstand von
Konservativen und einigen Feministinnen der zweiten Welle wurden die Reformen jedoch
verschoben. Jetzt, mit einer populistischeren und sozialkonservativeren Regierung, scheint die Tory-
Partei einen Gang hochzuschalten, um eine Überprüfung des Gesetzes dazu zu nutzen, Transrechte



zurückzunehmen, anstatt sie auszuweiten. Die Ministerin für Gleichberechtigung, Liz Truss, sprach
sich kürzlich gegen Pubertätsblocker und die Einbeziehung von Transfrauen in Frauenräume aus
und bestand ebenfalls darauf, dass „Kontrollen und Gegengewichtige“ bezüglich Transrechten in
Kraft bleiben müssten. Die Regierung hat angekündigt, dass sie ihren Plan für den Gender
Recognition Act im Sommer auf den Weg bringen wird.

Jegliche Rechte für Transpersonen, die vor dem Recht auf Selbstbestimmung des Geschlechts
haltmachen –  des Individuums, sein eigenes Geschlecht auf allen offiziellen Dokumenten anzugeben
und als dieses Geschlecht zu leben –, implizieren, dass der Staat und nicht das Individuum die Macht
haben soll, das Geschlecht einer Person festzulegen. Wenn auch aus keinem anderen Grund, sollten
SozialistInnen die Self-ID auf der Grundlage unterstützen, dass der kapitalistische Staat kein
unparteiischer Schiedsrichter für LGBTIAQ-Rechte ist und nie war.

Schlussfolgerung

Die LGBTIAQ- und die Frauenbewegung bedrohen nicht nur konservative Werte, sondern auch – in
dem Maße, wie sie in das heteronormative Familienideal eingreifen – die wesentliche soziale
Infrastruktur der kapitalistischen Gesellschaft. In wohlhabenderen Ländern hat ein langwieriger
Kampf Zugeständnisse errungen, aber der Aufstieg der populistischen Rechten erinnert uns daran,
dass Reformen immer rückgängig gemacht werden können, solange das soziale System, in dem die
Unterdrückung verwurzelt ist, bestehen bleibt. Deshalb ist für SozialistInnen die Verteidigung sozial
unterdrückter Gruppen wesentlich für den Kampf zum Sturz des Systems, das eine repressive
Sexualmoral, die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung und ihre Basis, die bürgerliche Familie,
erzwingt.

Frauenbewegungen und die ArbeiterInnen- und Gewerkschaftsbewegung in allen Ländern sollten
sich gegen die staatliche Einmischung in das Recht des Individuums auf Selbstbestimmung seines
Geschlechts auf allen Rechtsdokumenten wenden. In Ungarn ist die Bedrohung für Frauen und
LGBTIAQ-Menschen bereits kritisch, und die Konzentration autokratischer Macht in den Händen von
Viktor Orbán bedeutet umfassendere Angriffe auf die demokratischen, Arbeits- und
Menschenrechte.


